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Seit Bismarcks Kulturkampf haben im deutschen Katholizismus die stets lebendigen 

Sympathien für das katholische Polen unter der Befürchtung gelitten, als Symptome 

„nationaler UnZuverlässigkeit" mißdeutet zu werden. Nachwirkungen davon sind 

trotz des inzwischen nahezu verschwundenen konfessionellen Minderheitskomplexes 

deutscher Katholiken spürbar geblieben - zumal seit Polen auf Kosten Deutschlands 

geographisch nach Westen, politisch jedoch auf Kosten seiner Souveränität nach 

Osten gerückt wurde. Andererseits hat die traditionelle, Polens Teilungen mildernde 

Identifizierung von nationaler und religiöser Selbstbehauptung den polnischen Ka­

tholizismus daran gehindert, über alte und neue „Rapallo-Ängste" hinweg ein unbe­

fangenes Verhältnis zum deutschen, aber auch zum russischen Nachbarn zu gewin­

nen. Die traumatische Erfahrung der Jahre 1939 bis 1945 wirkt nach und läßt der völ­

kerverbindenden Funktion einer übernationalen Kirche wie der römischen nur be­

grenzten Raum im Spannungsfeld nationaler Interessen und Existenzbedrohungen1. 

Um so mehr ist es eine Untersuchung wert, daß gleichwohl die deutsch-polnische 

Annäherung der siebziger Jahre durch Bischöfe beider Länder bedeutsame Impulse 

erhielt; diese haben trotz fortwirkender psychologisch-politischer Hemmungen zum 

Zustandekommen des Warschauer Vertrags vom Dezember 1970 beigetragen. Doku­

mente, die hier zum erstenmal ungekürzt publiziert werden können, ihre Vorge­

schichte und Nachwirkung, lassen dies erkennen, aber auch warum dieser Dialog 

mühsam war und blieb. 

I 

Die Oder-Neiße-Frage, verknüpft mit der kirchen- und völkerrechtlichen Problema­

tik2 der polnischen Bistümer in den ehemals deutschen Gebieten, belastete jahrzehn­

telang auch die Kontakte zwischen den beiden Kirchen. Auf deutscher Seite wollte 

man lange nicht oder nur ungern zur Kenntnis nehmen, daß Kirche und kommunisti-

1 Zur Gesamt-Thematik vgl. Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, Bd. II, S. 435-442; Frederic 
Spotts, Kirche und Politik in Deutschland, Stuttgart 1976, S.29; Franz Manthey, Polnische Kir­
chengeschichte, Hildesheim 1965; Martin Broszat, Nationalsozialistische Polenpolitik 1939-1945, 
Stuttgart 1961; ders., 200 Jahre deutsche Polenpolitik, München 1963; Hansjakob Stehle, Nachbar 
Polen, Frankfurt-Main 1968. 

2 Vgl. H. Stehle, Der Vatikan und die Oder-Neiße-Grenze, in: Europa-Archiv 1972, Nr. 16; Jan Za-
borowski, Kosciól nad Odra i Nysa, Warschau 1969; Rudolf Buchala, Polska-NKF-Watykan a 
Status Quo w Europie Srodkowej, Kattowitz 1972. 



Ein Briefwechsel der Kardinäle Wyszynski und Döpfner 1970/71 537 

sche Regierung in Polen trotz ihrer Konflikte im Beharren auf der neuen Westgrenze 
des Landes stets einig blieben - auch wenn das Regime vatikanisches Zögern bei der 
Bistumsregelung sowie die Furcht vor „westdeutschem Revanchismus" für eigene 
Zwecke nutzte. Auf polnischer Seite hingegen argwöhnte man hinter der - vorwie­
gend innenpolitisch motivierten - Tendenz der Bonner Parteien, Hoffnungen auf 
Grenzrevision wachzuhalten, eine präzise außenpolitische Strategie. So etwa, als 
Bundeskanzler Konrad Adenauer am 10. Juli 1960 in einer Rede in Düsseldorf den 
vertriebenen Ostpreußen die Rückkehr in ihre Heimat in Aussicht stellte, wenn die 
Bundesrepublik stark und treu zum atlantischen Bündnis stehe3. Darauf antwortete 
der polnische Primas Kardinal Stefan Wyszynski am 18. August 1960 in Malbork 
(Marienburg): „Es kommt zu euch der Widerhall von Drohungen, die ein feindseli­
ger Mensch aus dem fernen Westen, der hochmütig auf seine Kraft vertraut, an die 
Adresse unserer Heimaterde und unserer Freiheit schleudert. Vielleicht dringt dabei 
in manches Herz die Furcht: Was wird aus uns werden? - Schaut nur auf diese hohen 
Burgen, wo sich der Dünkel eingenistet hatte, der auf Stahl und Eisen vertraute. Wo 
sind sie geblieben, die von diesen Burgen mit der Macht von Zwang und Haß 
herrschten?"4 

Zwei Monate später durchbrach der Berliner Kardinal Julius Döpfner (1913-1976) 
das Tabu der Grenzfrage. Am 16. Oktober 1960 predigte er in der St. Eduardkirche: 
„Ganz besonders in den Jahren von 1933 an geschah dem polnischen Volk himmel­
schreiendes Unrecht, dessen wir uns nur mit Schmerz und Beschämung erinnern kön­
nen ... Wehe dem deutschen Volk, wenn es die Augen vor den Ursachen dieser Heim­
suchung verschlösse, wenn es vergäße, daß wir solches Unrecht zu sühnen haben. 
Doch nach 1945 geschah von der anderen Seite schlimmes Unrecht, da deutsche 
Menschen aus Gebieten, die sie seit vielen Jahrhunderten unangefochten ihre Heimat 
nennen, vertrieben wurden ... Ich meine, beide Völker müßten völlig darauf verzich­
ten, sich gegenseitig Untaten vorzurechnen ... Es kann nicht Aufgabe eines Bischofs 
sein, politische Pläne zu entwickeln. Wohl aber müssen die Hirten der Kirche die 
Friedensbotschaft Christi künden, damit die Herzen sich wandeln und alle politischen 
Überlegungen auf einem festen Fundament ruhen ... Das deutsche Volk kann nach 
allem, was in seinem Namen geschehen ist, den Frieden nur unter sehr großen Opfern 
erlangen. Es wäre eine folgenschwere Selbsttäuschung, anzunehmen, daß ein Volk 
eine Politik, wie sie jenes Regime gegenüber anderen Völkern betrieben hat, nicht 
hoch begleichen muß ... Für die Zukunft ist die Gemeinschaft der Völker und Staaten 
wichtiger als Grenzfragen. Eine notvolle Vergangenheit lehrt, daß in vielen Fällen die 
Staatsgrenzen dem Volkstum nicht genau entsprechen können ... Dem Unrecht, das 
im Namen des deutschen Volkes geschehen ist, antworte das im Geiste Christi bejahte 
Opfer unserer Heimatvertriebenen und Flüchtlinge, das sie für uns alle auf sich neh­
men und das wir durch unsere brüderliche Liebe und Hilfe mit ihnen tragen wollen ... 
Laßt mich nun ein Wort an unsere katholischen Brüder in Polen richten. In letzter 

3 Vgl. Bulletin der Bundesregierung v. 12. Juli 1960, S. 1257-58. 
4 Vgl. „Tygodnik Powszechny", Krakau, Nr. 39-1960. 
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Zeit ist manches harte, mißtrauische Wort von dort zu uns herübergeklungen. Dieses 
Mißtrauen wird von der Meinung genährt, es habe sich bei uns nichts geändert und 
ein neuer Krieg werde zielbewußt vorbereitet. Ich wiederhole noch einmal in voller 
Überzeugung, was ich schon sagte: Kein Wunsch und kein Entschluß ist im deut­
schen Volk so fest verankert wie das Verlangen, Frieden mit seinen Nachbarn zu hal­
ten."5 

II 

Das Zweite Vatikanische Konzil (1962-1965) ermöglichte deutschen und polnischen 
Bischöfen zum erstenmal, sich persönlich kennenzulernen. Kardinal Döpfner, seit 
1961 Erzbischof von München, begegnete in Titularerzbischof Boleslaw Kominek 
(1903-1974) aus Wroclaw (Breslau) einem auf manche Weise geistesverwandten 
Amtsbruder. Beide waren bestrebt, Brücken zu schlagen, nationale Ressentiments ab­
zubauen, zugleich aber auch sorgsam bedacht, das patriotische Image der eigenen 
Kirche zu wahren. Döpfner hatte Rücksicht auf das Gesamtkollegium der Deutschen 
Bischofskonferenz zu nehmen, deren Vorsitzender er Ende 1965 geworden war; Ko­
minek hatte stets - auch als er 1973 mit dem Kardinalshut ausgezeichnet worden 
war - auf Solidarität mit dem polnischen Primas zu achten. Kardinal Wyszynski 
(1901-1981), streitbarer, aber auch diplomatisch vorsichtiger und erfahrener als Ko­
minek, beobachtete lange mit eher skeptischer Distanz die Kontakte Komineks mit 
deutschen Amtsbrüdern. Die Gespräche mit diesen waren - wie Kominek in Memoi­
renfragmenten bemerkt - „sehr schwierig", denn „sie bildeten keine gemeinsame gei­
stige Front, jeder von ihnen hatte eher seine eigene Denkrichtung; die Bischofskonfe­
renz vereinte sie, aber das war - wie sie es ausdrückten - eine differenzierte Einheit. 
Im Grunde waren sie Polen wohlgesonnen, einige sogar sehr wohlgesonnen."6 

Von Kominek stammte die Idee und zum größten Teil auch die schriftliche Ausar­
beitung jenes Briefes, mit dem der polnische Episkopat dann am Ende des Konzils 
1965 die deutschen Bischöfe (wie 55 andere Episkopate der Welt) zu den Tausend­
jahrfeiern der Christianisierung Polens nach Tschenstochau einlud und - mit dem 
Ruf zu gegenseitiger Vergebung - für die religiöse, moralische und politische Hin­
nahme der „polnischen Westgrenze an Oder und Neiße" gewinnen wollte. Der Bres­
lauer Oberhirte war sich dabei im klaren, daß es dafür nur Erfolgschancen gab, wenn 
man riskierte, sich deutlich von der Propagandasprache der polnischen Kommunisten 
abzuheben. „Schließlich sind das alles sehr politische, heißpolitische Sachen", schrieb 
er am 15. Mai 1965 aus Rom7. „Ich habe in den letzten zwei Jahren viel draufzahlen 
müssen." Ihm, dem geborenen Schlesier, war von Kindheit an das Verheerende von 
Nationalismen buchstäblich „eingebleut" worden - auf der deutschen Schulbank, 

5 Text der Predigt „Petrusblatt", Berlin, Nr. 43-1960. 
6 Vgl. Boleslaw Kardynal Kominek, W Sluzbie Ziem Zachodnich, Breslau 1977, S. 113. 
7 Pers. Brief an den Hrsg. 
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wenn er polnisch, im polnischen Elternhaus, wenn er deutsch sprach. Im März 1963 
hatte er in fünf Vorträgen für „Radio Vatikan" die polnisch-kirchliche Wirklichkeit in 
den Oder-Neiße-Gebieten geschildert und dadurch Attacken der deutschen Vertrie-
benenpresse, ja eine Intervention der deutschen Botschaft beim Heiligen Stuhl ausge­
löst. „Reaktionären Manichäismus und pharisäische Dialektik", ja eine „Vorstellung 
von Gott als Räuberhauptmann" warf das offizielle Organ des „Bundes der Vertrie­
benen" dem Bischof vor8. „Ich habe das in extenso gelesen", schrieb Kominek dazu9. 
„Werde natürlich auf dieser psychologischen und sprachlichen Ebene keine Polemik 
mit ihnen aufnehmen." Statt dessen bezeugte Kominek bei einer öffentlichen Festsit­
zung des polnischen Episkopats zum 20. Jahrestag polnischer Kirchenverwaltung in 
den Oder-Neiße-Gebieten (am 1. September 1965 im Breslauer Dom), daß er sich -
bei aller Eintracht in der Sache - von der historisierenden national-religiösen Argu­
mentation Wyszynskis unterschied. Während der Primas darauf bestand, daß die 
Westgebiete „niemals deutsches Gut waren und sind", sondern die Sprache der „pol­
nischen Seele" redeten10, predigte Kominek: 

„Wir bemühen uns, alles, was sich an Gutem und Schönem aus der Vorkriegszeit 
erhalten hat, zu ehren ... Wir wenden nicht den Grundsatz an: Nur für Polen ... Wir 
wünschen ehrlich, daß die polnische Wirklichkeit der Westgebiete nicht nur alle Glie­
der unseres Volkes eint, sondern den Weg zu Verständigung und Frieden mit unseren 
Nachbarn bahnt - vor allem mit jenen, denen der nicht von uns heraufbeschworene 
Lauf der Kriegsereignisse diese Gebiete weggenommen hat."11 

Am 1. Oktober 1965 veröffentlichte der Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land (EKD) die Denkschrift über die „Lage der Vertriebenen und das Verhältnis des 
deutschen Volkes zu seinen Nachbarn". Sie enthielt das, was sich die polnischen Bi­
schöfe von den deutschen erhofften: eine Auseinandersetzung mit der moralischen 
und rechtlichen Problematik der Grenze und die nahegelegte Konsequenz, auf deren 
Revision zu verzichten. Kominek sondierte kurz die Möglichkeit einer direkten Ant­
wort, fügte aber dann in den Text des Briefes an die deutschen Oberhirten nur die Bit­
te ein, „Grüße und Dank den deutschen evangelischen Brüdern" zu überbringen. 
Kardinal Döpfner erfüllte diesen Auftrag zwei Monate später in einem Brief an Prä­
ses Kurt Scharf vom 20. Januar 1966: „Wenn auch dieser Austausch zwischen den 
polnischen und deutschen Bischöfen erfolgt wäre ohne die kurz zuvor erschienene 
Denkschrift der Kammer für öffentliche Verantwortung bei der EKD, so wollten 
doch unsere polnischen Mitbrüder auf diese Weise ihre Dankbarkeit bekunden für 
den mutigen Vorstoß, der aus Ihrer Mitte erfolgte."12 

Nicht die deutschen, sondern die polnischen Bischöfe hatten jedoch inzwischen ei­
nen solchen Vorstoß unternommen. Am 18. November 1965 setzte Kardinal Wyszyn-

8 „Deutscher Ostdienst" (dod) vom 26. Juni 1965. 
9 In einem Brief an den Hrsg. vom 29. Juli 1965. 

10 Vgl. Kardinal Wyszynski, Für Freiheit und Menschenwürde. Ansprachen zur Tausendjahrfeier des 
christlichen Polen, Limburg/Lahn 1966, S. 165-66. 

11 Vgl. Boleslaw Kominek, a.a.O., S.177. 
12 Original in der EKD-Kirchenkanzlei, R I 193-66. 
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ski - nach einigem Zögern - seinen Namen vor den der Erzbischöfe Kominek und 

Wojtyla sowie 33 weiterer polnischer Bischöfe unter die „Botschaft an die deutschen 

Brüder im Hirtenamt". In „einer für Deutsche verständlichen Sprache und Argumen­

tation" (so Kominek im Breslauer Dom am 27. Februar 1966) hieß es da: „Versuchen 

wir zu vergessen! Keine Polemik, kein weiterer kalter Krieg, aber Anfang des Dia­

logs !" Der Brief warb um Verständnis „für unser Vaterland, das aus dem Massenmor­

den nicht als Siegerstaat, sondern bis zum äußersten geschwächt hervorging"; es habe 

ein „elementares Sicherheitsbedürfnis", nämlich nicht wieder zum „Generalgouver­

nement" zu werden: „ohne Westgebiete, aber auch ohne Ostgebiete". Der Brief be­

zeugte jedoch auch Verständnis „für das Leid der Millionen von Flüchtlingen und 

vertriebenen Deutschen — auf interalliierten Befehl der Siegermächte - Potsdam 1945 

- geschehen"13. 

Nach zwölf Tagen, am 30. November, übergaben die deutschen Bischöfe den pol­

nischen Brief der Öffentlichkeit. Ihre Antwort - vom 5. Dezember datiert - fiel so di­

plomatisch aus, daß sie von polnischen Kommunisten dazu benutzt werden konnte, 

sie den polnischen Bischöfen ironisch als Vorbild vorzuhalten14. Da gab es zwar auch 

die Bitte um Vergebung für „Furchtbares", das Polen von Deutschen angetan wurde; 

es war davon die Rede, „daß wir Folgen des Krieges tragen müssen" und daß in den 

Oder-Neiße-Gebieten eine Generation heranwächst, die dieses Land „als ihre Hei­

mat betrachtet". Doch das „Recht auf Heimat" der Vertriebenen wurde ausdrücklich 

reklamiert, allerdings darauf reduziert, „daß sie dieser Heimat verbunden bleiben". 

Was dies bedeuten sollte, ließ der Brief nur ahnen, indem er christliche Liebe bean­

spruchte, „um alle unseligen Folgen des Krieges in einer nach allen Seiten befriedi­

genden und gerechten Lösung" zu überwinden. 

„Hier ist alles das vermieden worden, was die EKD-Denkschrift trotz redlicher 

Absicht so belastet. . . Die katholische Welterfahrung hebt sich wohltuend vom refor­

matorischen Eifer ab", kommentierte die Wochenzeitung „Christ und Welt"15. Polens 

Episkopat jedoch beeilte sich, am 7. Dezember, dem Tag, an dem er das deutsche 

Schreiben in Rom der Öffentlichkeit übergab, diese Antwort „als positiv" und den 

Briefwechsel überhaupt als „ungeheuren Schritt nach vorn" zu bezeichnen. Kardinal 

Döpfner ließ verlauten: „In verschiedenen Formulierungen widerspreche dieser Brief 

der öffentlichen Meinung in Polen."16 Das Interessanteste sei „die unüberhörbare Di­

stanzierung von Potsdam", meinte der „Rheinische Merkur", und „Christ und Welt": 

„Der polnische Parteichef muß den Schritt der Oberhirten als einen Affront gegen 

13 Text des Briefes und der Antwort der deutschen Bischöfe bei Otto B. Roegele, Versöhnung oder 
Haß? Der Briefwechsel der Bischöfe Polens und Deutschlands und seine Folgen, Osnabrück 1966; 
Oredzie Biskupów Polskich do Biskupów Niemieckich. Materialy i Dokumenty, Warschau 1966; 
H. Stehle, Polen-Deutschland-Rom. Zum historischen Hintergrund eines bischöflichen Dialogs, 
in: Herder-Korrespondenz Nr. 1/1979; ders., Die Ostpolitik des Vatikans 1917-1975, München 
1975; Giovanni Barberini, Stato Socialista e Chiesa cattolica in Polonia, Bologna 1983. 

14 Zum Beispiel „Gazeta Robotnicza", Kattowitz, am 17. Februar 1966. 
15 Am 10. Dezember 1965. 
16 Deutsche Presseagentur (DPA) am 10. Dezember 1965. 
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sich und sein Regime ansehen."17 Solche Stimmen benutzte nun die Warschauer Par­

teiführung, um eine heftige Diskreditierungs-Kampagne gegen den Episkopat in 

Gang zu setzen: Den Bischöfen wurde die nationale und staatsbürgerliche Loyalität 

abgesprochen, ja zeitweilig sogar die Absicht unterstellt, die Oder-Neiße-Grenze als 

Verhandlungsobjekt anbieten zu wollen. 

Bischof Kominek, der sich im oberösterreichischen Schärding zur Kur aufhielt, er­

schrak. Anfang Januar 1966 ließ er mehrmals telefonisch bei Kardinal Döpfner in 

München anfragen, ob dieser zusammen mit ihm im Deutschen Fernsehen die Inter­

pretation des Briefwechsels durch die Warschauer Kommunisten zurechtrücken wol­

le18. Döpfner lehnte dies ohne Angabe von Gründen ab. Enttäuscht, aber nicht resi­

gniert entschloß sich Kominek zu einem Fernsehinterview, das am 10. Januar 1966 in 

der ARD-Sendung „Panorama" präsentiert wurde: „Es gab Mißverständnisse . . . Die 

Oder-Neiße-Grenze kann nicht geändert werden, der Potsdamer Beschluß (von 

1945) ist für Polen ein ganz positiver Friedensschluß gewesen . . . Vergebung und Ver­

zeihung betreffen nur die Bußfertigen ... Die Kirche will Frieden ausstrahlen nach 

Ost und Wes t . . . Wir fürchten aber Deutschland immer noch, weil wir nicht wissen, 

was in der deutschen Volksseele brodelt. Wir bitten das deutsche Volk, die polnische 

Politik in dieser Hinsicht verstehen zu wollen." In einem weiteren Interview vom 

22. März 1966 klagte Kominek: „Sogar christgläubige Brüder, die leider wissen, was 

sie tun, haben uns einen Bärendienst erwiesen und unsere Absichten entstellt. . . Viel­

leicht wäre es gut gewesen, wenn unsere deutschen Amtsbrüder noch ein zweites klä­

rendes Wort gesprochen hätten, wenn sie ihr Verständnis für unser Existenzrecht an 

Oder und Neiße unmißverständlicher ausgedrückt hätten - aber wir sind ja alle nicht 

unfehlbar.. . Als Hirten der Kirche wollen wir nicht den Diplomaten, die sich auf sub­

tile Formulierungen verstehen, Konkurrenz machen."19 

Eben darauf berief sich Kardinal Döpfner, als er am 3. Mai 1966 in München pre­

digte: Durch politische Fragen wie die nach der Oder-Neiße-Grenze werde „das 

Friedenswerk des Briefwechsels gefährdet", die Briefe müßten „im vorpolitischen 

Raum" bleiben. War das möglich? „Warum haben die katholischen Politiker der 

CDU-CSU keine eigene Initiative entwickelt?" So hieß es über vier Jahre später in ei­

nem 10-Punkte-Dokument (vom 28. Oktober 1970), das Erzbischof Kominek christ­

demokratischen Parteien aller Welt vorlegen ließ, nachdem die CDU/CSU-Fraktion 

am 16. Oktober 1970 eine „neue Polenpolitik" angekündigt hatte. Hier Auszüge aus 

dem Dokument: „Warum hat die evangelische Kirche viel positiver auf die Botschaft 

des polnischen Episkopats während des Konzils reagiert als die deutschen Bischöfe? 

Aufgrund welcher Sachkenntnis und welcher Autorisation konnte der Leiter des ka­

tholischen Büros der Deutschen Bischofskonferenz öffentlich erklären, daß die ka­

tholische Seelsorge in den polnischen (ehemals deutschen) Westgebieten befriedigend 

geregelt sei? Warum mochte der deutsche Episkopat nur den Militärbischof und den 

17 Am 10. bzw. 11. Dezember 1965. 
18 Die Telefongespräche führte im Auftrag Komineks der Hrsg. 
19 „Stern", Nr. 17-1966. 
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Flüchtlingsbischof für einen Besuch in Polen anbieten? Wie soll da der ,Wille zum 
Dialog' zwischen dem deutschen und polnischen Volk und ,die beiderseitige Kenntnis 
von der Lebenswirklichkeit' glaubhaft sein? ... Jetzt hat die deutsche Linke unter 
Brandt die längst fällige Frage in die Hand genommen. Soll deshalb das historisch, 
ethisch Notwendige und Zukunftsträchtige unterlassen werden? In den nächsten Wo­
chen wird sich zeigen, ob der deutsche katholische Episkopat in diesem historischen 
Augenblick seine Zurückhaltung und sein Schweigen bricht." 

III 

Ein Jahr vor diesen Fragen war in Bonn die sozialliberale Koalitionsregierung gebil­
det worden, und Kominek hatte - mit Billigung des polnischen Primas - vertrauli­
chen Kontakt mit deutschen Sozialdemokraten gesucht. Der frühere Zentrums-
Reichstagsabgeordnete Johannes Schauff vermittelte Ende November 1969 zwei Be­
gegnungen Komineks (in Schauffs römischer Wohnung und im Hotel „Bernini") mit 
Herbert Wehner und Georg Leber. Die Fragen waren: Wie könnte man die kommen­
den Verhandlungen zwischen Bonn und Warschau mit einer (vom Vatikan zu vollzie­
henden) endgültigen Errichtung der Oder-Neiße-Diözesen verbinden? Könnte eine 
kirchliche „Vorleistung" die politischen Verhandlungen erleichtern? Könnte anderer­
seits Polens Kirche im Geiste des Bischofsbriefwechsels von 1965 auf die deutschen 
Bischöfe einwirken, deren Zurückhaltung überwinden und so die innenpolitische Ba­
sis der neuen Bonner Ostpolitik verbreitern helfen? 

Solche Fragen wurden Mitte 1970 um so drängender, als die Verhandlungen zwi­
schen Bonn und Moskau über einen Gewaltverzichtsvertrag auch die Garantie aller 
bestehenden Grenzen in Europa, also auch die Oder-Neiße-Grenze, betrafen20. Dies 
weckte in Polen die Furcht, durch eine sowjetisch-deutsche Abmachung überspielt 
oder gar deren Opfer in dem Sinne zu werden, daß der deutsch-polnische Ausgleich 
nicht mehr als solcher vollzogen würde, sondern nur als Funktion der deutsch-sowje­
tischen Beziehungen und ohne maßgebliche Beteiligung der Kirchen. Kardinal Wy-
szynski, der die deutschen Kontakte Komineks in Rom seit 1968 auch selbst immer 
mehr nutzte21, signalisierte auf diesem Weg seine Besorgnis nach Bonn; dabei setzte 
er gewisse Hoffnungen auf den Staatsbesuch, den Bundeskanzler Willy Brandt am 
13. Juli 1970 Papst Paul VI. abstattete. Würde der deutsche Regierungschef den Vati-

20 Vgl. Boris Meissner (Hrsg.), Die deutsche Ostpolitik 1961-1970. Kontinuität und Wandel, Köln 
1970; William E. Griffith, Die Ostpolitik der Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1981; H. Steh­
le, Nachbarn im Osten. Herausforderung zu einer neuen Politik, Frankfurt 1971. 

21 Nachdem dem Primas wegen des Briefwechsels von 1965 drei Jahre lang der Reisepaß verweigert 
worden war, kam er am 4. November 1968 nach Rom und führte am 10. November im „Collegio 
Polacco" ein vertrauliches Gespräch mit deutschen Mittelspersonen, wobei er an seine Kontakte 
mit den Kardinälen Wendl (München) und Döpfner erinnerte und „gewisse Signale aus Bonn" 
auch angesichts der Tatsache begrüßte, daß Polen unter dem „Diktat eines russisch-nationalisti­
schen Imperialismus" stehe (lt. Kopie eines Gesprächsprotokolls im Archiv des Hrsg.). 
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kan vielleicht dazu ermutigen, die Bistumsregelung in den Oder-Neiße-Gebieten vor­
wegzunehmen und so dazu beizutragen, daß der Kirche das Hauptverdienst für die 
Sicherung der polnischen Westgrenze zukommen würde? Wyszynski versprach sich 
davon auch (wie schon von der Briefinitiative 1965) eine Stärkung der kirchlichen 
Position gegenüber der Staatsmacht. 

Am Tage nach dem Vatikanbesuch Brandts wurde dem polnischen Primas eine 
Antwort übermittelt, die sich - unsigniert - als „Aide-Memoire" bezeichnete und fol­
genden Wortlaut hatte22: „Die deutsche Persönlichkeit, die in Rom ständigen Kon­
takt mit Ihnen und anderen Mitgliedern des polnischen Episkopats hatte, möchte, 
nachdem sie mit Herrn Brandt bei seinem Besuch im Vatikan sprechen konnte, fol­
gendes wissen lassen: I. - 1. Die deutsche Regierung hat die Absicht, den Vertrag mit 
Polen direkt und vor dem Vertrag mit Moskau abzuschließen und vom Parlament ra­
tifizieren lassen; dies, um die moralische und historische Bedeutung zu unterstreichen 
und um alle möglichen falschen Interpretationen zu vermeiden, wie etwa die, daß 
Rußland und Deutschland wie in der Vergangenheit über das Schicksal Polens be­
stimmen wollen. 2. Aber Moskau hat die polnische Regierung veranlaßt, den Vertrag 
mit Bonn nicht vor dem zwischen Moskau und Bonn zu schließen. Herr Gomulka hat 
das akzeptiert. 3. Von deutscher Seite ist man mit Hoffnung auf Erfolg darum be­
müht, die beiden Verträge möglichst zu synchronisieren und ein ,Paket' zu machen, 
das zugleich ratifiziert werden soll. IL - 1. Die Frage der Diözesen in den Westgebie­
ten war nicht auf der Tagesordnung der Begegnung zwischen Herrn Brandt und dem 
Heiligen Vater; denn nach dem Besuch der Herrn Wehner und Leber und ihren Vor­
stößen ist das Problem durch eine böswillige Agitation von Seiten der CDU, der 
Flüchtlingsverbände und selbst einiger Bischöfe verschärft worden - so als ob sich die 
sozialliberale Regierung für ihre Ostpolitik zum Schaden der deutschen Interessen 
des Heiligen Stuhles bedienen wollte. 2. Es war der Papst selbst, der die Frage an­
schnitt, um eine eventuelle Bereitschaft der Bundesregierung trotz des Buchstabens 
des Reichskonkordats zu sondieren. Herr Brandt bat, vorher das Ende der politischen 
Verhandlungen abzuwarten und darüber in Kontakt zu bleiben. In diesem Sinne hat 
er auch zu Mons. Casaroli während des Essens nach der Audienz gesprochen. (Mit 
der Bitte dies auch seiner Eminenz Kardinal Wojtyla und seiner Exzellenz Kominek 
zur Kenntnis zu bringen.)" 

Der Vertrag zwischen Moskau und Bonn vom 12. August 1970 verstärkte Wy-
szynskis Besorgnisse - zumal der Papst am 9. August den Kurienprälaten Andrzej 
Deskur nach Warschau entsandt hatte, um dringend von der Verlesung eines Hirten­
briefs abzuraten, den der polnische Episkopat dem 50. Jahrestag des „Wunders an der 
Weichsel" (dem Sieg der polnischen über die Rote Armee) gewidmet hatte23. In einem 
vertraulichen Brief an Parteichef Wladyslaw Gomulka unterstrich Wyszynski am 
9. September die Wichtigkeit eines eigenen polnischen Grenzvertrags mit Bonn. Am 

22 Vgl. dazu und zum Folgenden die (autorisierte) Biographie von Andrzej Micewski, Kardynat "Wy­
szynski Prymas i Maz Stanu, Paris 1982, S. 293 ff. 

23 Vgl. Micewski, a.a.O., S.295. 
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10. Oktober kam Wyszynski, begleitet von den Erzbischöfen Kominek und Wojtyla, 

nach Rom; am 14. Oktober (noch bevor er den Papst aufsuchte) traf er sich zum 

Abendessen mit Kardinal Döpfner, um diesen mit langen „historiosophischen Darle­

gungen über die Vergangenheit: Katharina II., Friedrich II., Rapallo-Vertrag, Molo-

tow-Ribbentrop-Abkommen"24 zu einer öffentlichen Unterstützung des polnischen 

Wunsches nach eindeutiger Grenzanerkennung zu überreden. 

Den Verlauf des (vorwiegend auf italienisch und lateinisch geführten) Gesprächs 

empfand Döpfner zunächst weniger dramatisch als Wyszynski; dessen Ausdrucks­

weise und Stil schien die Härte der Argumentation zu mildern, während der jüngere 

und robustere deutsche Kardinal seine Resistenz bei aller brüderlichen Verbindlich­

keit deutlich zu machen wußte. Wie die Begegnung verlief, läßt sich dem Briefwech­

sel der Kardinäle entnehmen, der ihr folgte und der jetzt zum erstenmal in vollem 

Wortlaut vorgelegt werden kann (siehe Dokumente). Wyszynski, der eine Woche 

nach dem Gespräch mit Döpfner, am 17. Oktober, „mit der Landkarte in der Hand"2 4 

dem Papst die Zurückdrängung der katholischen Kirche im Osten seit 1772 demon­

strierte, ohne jedoch Paul VI. für eine Vorentscheidung über die Oder-Neiße-Diöze­

sen zu gewinnen, entschloß sich - mit Komineks Dolmetscherhilfe - , auf deutsch 

nicht nur die „Schlußfolgerungen" des vorangegangenen Gesprächs mit Döpfner zu 

ziehen, sondern dem deutschen Kardinal auch zum erstenmal ganz deutlich die Ent­

täuschung darüber auszudrücken, daß der polnische Versöhnungsbrief von 1965 

„nicht ohne Vorbehalt" aufgenommen worden war; Wyszynskis Brief vom 5. Novem­

ber 1970 (zwei Tage nach Beginn der Warschauer Verhandlungen von Bundesaußen­

minister Walter Scheel) überraschte, ja erschreckte Döpfner, wie er in seiner 

Antwort vom 14. Dezember (eine Woche nach Unterzeichnung des Warschauer 

Vertrags) zu erkennen gab. Es kam ihm nun erst zum Bewußtsein, daß es der „reser­

vierteren" Antwort der deutschen Bischöfe von 1965 an „Wärme" gemangelt 

hatte. 

Doch nicht um Formen, um inhaltliche Aussagen ging es. Der Briefwechsel läßt er­

kennen, daß beide Seiten von einem grundverschiedenen, aber auch widersprüchli­

chen Politik-Verständnis ausgehen (zumindest was kirchliches Engagement betrifft): 

Döpfner will sich der Stellungnahme zum Polenvertrag entziehen, weil ihm „friedfer­

tige Haltung wichtiger als ein konkreter Vertrag" erscheint, über den man „verschie­

dener Meinung sein kann"; aber auch, weil er, indem er den deutschen Katholiken 

politischen Meinungs-Pluralismus zubilligt, vermeiden will, daß die politischen Ge­

gensätze innerhalb der Kirche „aufbrechen". Döpfner lehnt es deshalb ab, sich zu ei­

ner politischen Frage zu äußern, in der (wie er Wyszynski und sich zu beruhigen 

sucht) die Zeit ohnehin für Polen arbeitet. Eben diese Haltung jedoch empfindet 

Wyszynski negativ als bloße „Politik", auf die der polnische Versöhnungsvorschlag 

gestoßen sei. Da für Wyszynski die Grenzfrage eine „Kirchenfrage" ist (in der es im 

polnischen Katholizismus im Unterschied zum deutschen keine Meinungsverschie­

denheiten, schon gar keine parteipolitischen, gibt), hätte aus seiner Sicht ein Eintreten 

24 Vgl. Micewski, a.a.O., S.296. 



Ein Briefwechsel der Kardinäle Wyszynski und Döpfner 1970/71 545 

der deutschen Bischöfe für den Warschauer Vertrag „mit Politik gar nichts zu tun", 

wohl aber mit „Wahrheit, die befreit". 

"Wyszynski antwortete auf Döpfners Entgegnung nicht mehr schriftlich, auch nicht 

auf einen zweiten Brief Döpfners vom 15. Mai 1971, der in der Sache noch diplomati­

scher eine äußere „Parteinahme" (für den Vertrag) einer „inneren Aussöhnung" ge­

genüberstellte. Als sich die Kardinäle am 27. Oktober 1971 in Rom wieder begegne­

ten, schien es Döpfner, als ob es "Wyszynski nachträglich „nicht so ganz wohl" bei sei­

nem Brief gewesen sei. Döpfners Vermutung, der Primas habe seinen Brief als bloße 

„Pflichtübung" verfaßt, um sie der Regierung vorweisen zu können (vgl. Notiz vom 

30.10.), verkannte jedoch die Unabhängigkeit Wyszynskis von staatlicher Gunst. 

Döpfner selbst empfand gleichwohl, daß da etwas Elementares aus dem Primas „her­

ausgebrochen" war. Es war Ende 1971 schon abgemildert und blieb es noch mehr, als 

Döpfner nach der Ratifizierung des Warschauer Vertrags am 2. Juni 1972 - wie ver­

sprochen - „keinen Augenblick" zögerte und am 13. Juni öffentlich die endgültige 

Regelung der Diözesengrenzen durch den Vatikan befürwortete. 

Sie wurde zwei Wochen später vollzogen - als Konsequenz des Vertrags, nicht ei­

nes kirchlichen Versöhnungsaktes, wie Wyszynski gewünscht hatte. Politik und Mo­

ral decken sich auch in der Kirchenhistorie selten. Denn „der konkrete Frieden ist 

eingebettet in die jeweiligen Bedingungen der geschichtlichen Stunde" (Julius Döpf­

ner am 13. Juni 1972). 

Dokument 1 

Kardinal Wyszynski an Kardinal Döpfner 

(Originaltext fünf Schreibmaschinenseiten in deutscher Sprache; Briefkopf mit Wap­
pen und Motto „Soli Deo", darunter „Stefan Kardynal Wyszynski Prymas Polski"; 
Adresse auf Seite 1 unten: „Herrn Kardinal Julius Döpfner Erzbischof von München 
und Freising"; Kopie des im Archiv der Deutschen Bischofskonferenz befindlichen 
Originals im Besitz des Hrsg.; sprachliche Korrekturen wurden nicht vorgenommen.) 

Rom 5 November 1970 
Lieber Herr Kardinal, 
Gewiß haben Sie bemerkt, wie die Weltpresse über unsere römische Zusammenkunft fan-
tasiert. Ich kann aber Ihnen versichern, daß ich bisher mit niemandem davon gesprochen 
habe. 
Doch habe ich den Eindruck, daß wir unsere Unterredung nicht zu Ende gebracht haben 
und daß es uns übrigbleibt die Schlußfolgerungen klar zu formulieren. 
1. In dieser historischen Stunde erscheint zum ersten Mal, seit den furchtbaren Vorgängen 

vor fünfundzwanzig Jahren und der Entfremdung unserer Völker, die Möglichkeit ei­
ner Regelung der Lebensfragen des polnischen Volkes und Staates. Darf da die bischöf­
liche Führung in der Bundesrepublik beiseite stehen? In unserem Briefwechsel von 1965 
haben wir, im Geiste des Evangeliums und des Konzils, um gegenseitige Versöhnung 
gebeten. Heutzutage wird um die konkrete, politische Konsequenz dieser Gesinnung 
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zwischen unseren Völkern gerungen. Mir scheint es die Aufgabe der Kirche zu sein, die 
staatliche Leitung auf die Wichtigkeit der kommenden Entscheidung aufmerksam zu 
machen, so daß wir an diesem historischen Ereignis nicht vorbeilaufen oder zurückblei­
ben. Ich glaube, Herr Kardinal, daß dies mit „POLITIK" garnichts zu tun hat. Es han­
delt sich einfach um die seelsorgerische Pflicht unserer Episkopate. 
Nun muß ich Ihnen ganz ehrlich gestehen, daß die Antwort des deutschen Episkopats 
auf unseren Versöhnungsbrief [von 1965] nicht nur die Polen, sondern auch die Welt­
meinung enttäuscht hat. Unsere so herzlich ausgestreckte Hand wurde nicht ohne Vor­
behalt angenommen. Wie oft hörten wir unsere Priester und Laien uns den Vorwurf ma­
chen, daß unseres, durch Christenliebe diktiertes Entgegenkommen, auf Politik gesto­
ßen hat! 

2. Dies ist desto trauriger, daß die deutschen Protestanten dem katholischen Polen in einer 
viel mehr evangelischen Gesinnung entgegenkommen und daß gerade sie Zeichen der 
Reue für alles was wir im Kriege erlitten haben und des Versöhnungwillens im Namen 
unseres Heilands immer öfter darbieten. Für unser katholisches Volk ist es ein öffentli­
ches Ärgernis, es kann eben nicht verstehen, daß die deutschen Amtsbrüder des polni­
schen Episkopats in dieser Hinsicht so ... zurückbleiben. Und doch handelt es sich, ich 
widerhole es mit Nachdruck, nicht um Politik, sondern um jene evangelische Gesin­
nung die AUCH der Politik dienen kann und soll. 

3. „Verzeihen" heißt leider nicht „vergessen" und die immer gründlichere Studien und Do­
kumente die in Polen veröffentlicht werden erinnern auch die junge Generationen an 
die Wunden die noch nicht vernarbt sind, an die Verluste die jede polnische Familie er­
litten hat. Desto mehr erwartet das polnische Gottesvolk Verständnis und evangelisches 
Entgegenkommen von der Seite des deutschen Episkopats, durch ein klares und öffent­
liches „engagement" auf Grund unseres gemeinsamen Glaubens. 

Es leben noch viele in Polen die Augenzeugen der furchtbaren Ereignisse gewesen sind. 
Ich selbst habe Massenexekutionen von Geiseln gesehen, die man gefesselt, den Mund 
mit Gips geknebelt, durch Warschaus Straßen zum Mordplatz schleppte. Als Lubliner 
Bischof habe ich große Haufen von Kindergerippen gesehen (Zamosc, Rozaniec .. .). So 
etwas kann man nicht vergessen, wohl aber um unseres Heilandswillen verzeihen. Nun 
aber müssen diejenigen, die im Namen des Völker- und Gottesrechtes auch eine gewisse 
Mitverantwortung dafür tragen, uns helfen zu verzeihen und vielleicht, mit der Zeit, zu 
vergessen. 

4. Es handelt sich aber nicht nur um Polen. Die Geschichte hat das Schicksal unseres Vol­
kes mit dem der katholischen Kirche eng verbunden. Jeder territoriale Verlust im Osten 
hat seit Jahrhunderten tausende und Millionen Gläubigen von der katholischen Kirche 
getrennt und zum Schisma oder zum Atheismus verurteilt. Heutzutage ist Polen wirk­
lich das letzte Bollwerk des Katholizismus im Osten. Darum ist auch unsere GRENZ­
FRAGE auch eine KIRCHENFRAGE! Vom Osten nach Westen verdrängt, wissen die 
Polen bestimmt, daß sie in ihre „östlichen Gebiete" die ein Drittel Polens repräsentieren, 
ohne einen sichtbaren Eingriff der Allmacht Gottes, nie zurückkehren werden. Es graut 
ihnen gerade wenn sie denken, daß sie vielleicht auch von den Westgebieten, wohin sie 
vor 25 Jahren verschleppt worden sind, vertrieben werden könnten. Die GRENZFRA­
GE ist für sie eine LEBENSFRAGE geworden und dies gerade darf die katholische Kir­
che in der Bundesrepublik nicht vergessen. 

5. Die Vertriebenen vom Osten in Polen wissen wohl, daß ihr Schicksal durch Hitlers 
Raubüberfall bestimmt worden ist. Sie wissen, daß die katholische Kirche ihre blühen-
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desten Diözesen im Osten (Lwow, Wilno ...) nach der letzten, fünften Teilung Polens, 
verloren hat. Leider wissen sie auch daß die fünf Teilungen Polens durch geheime Ver­
träge zwischen Deutschland und Rußland beschlossen worden sind. Darum fürchtet 
man so sehr, besonders in den Westgebieten, daß auch dieser neue Moskauvertrag Un­
glück bringen kann. Auch da braucht man dringend ZEICHEN guten Willens und 
friedlicher Zusammenarbeit um beweisen zu können, daß Polen wirklich vom WE­
STEN nicht bedroht ist. 

6. Das Provisorium in der Regelung der kirchlichen Organisation in den Westgebieten 
wird in Polen durch die öffentliche Meinung und nicht ohne die Hilfe der kommunisti­
schen Presse, der hemmenden Tätigkeit des deutschen Episkopats zugeschrieben. Gera­
de heute hat man mir gesagt, daß der heilige Stuhl durch den Widerstand des deutschen 
Episkopats so gelähmt ist, daß er die dringendsten Probleme der westlichen Diözesen 
nicht lösen kann. Freilich ist es kein Fortschritt auf dem Weg zur Versöhnung und fried­
licher Zusammenarbeit. 

Herr Kardinal und lieber Amtsbruder! Seien Sie mir nicht böse, daß ich Ihnen unsere kriti­
sche Situation nochmals vorgestellt habe. Nur „WAHRHEIT BEFREIT" und es scheint 
mir daß man leider in Deutschland, aus verschiedenen Gründen, unsere Wahrheit nicht 
sieht, oder nicht sehen will. Nun handelt es sich aber, ich muß es nochmals betonen, nicht 
um POLITIK, sondern um SEELSORGE. Es handelt sich eben um die knappe Existenz 
der katholischen Kirche im Osteuropa! Wir haben dringende Probleme, die man im „frei­
en" Westen kaum vermutet. Sehen Sie, bitte, in diesem meinen Brief wie eine Fortsetzung 
dessen, den wir vor fünf Jahren geschrieben haben: die ausgestreckte Hand haben wir nie­
mals zurückgezogen und im Namen Christi wünschen wir inbrünstig eine neue Wendung 
in der Geschichte unserer Völker: in LIEBE und VERTRAUEN. Darum brauchen wir so 
sehr ZEICHEN GUTEN WILLENS und WAHRER FREUNDSCHAFT. 
Dies alles müssen wir fest mit Gebet umklammern und der Fürsorge Gottes anvertrauen, 
so daß wir wirklich, im Sinne der BERGPREDIGT, „FRIEDENSSTIFTER" werden. 

Mit meinen herzlichsten Weihnachtswünschen 
in caritate X-ti, per Mariam, 

(gez.) + Stefan Card. Wyszynski 

Dokument 2 

Kardinal Döpfner an Kardinal Wyszynski 

(Originaltext sechs Schreibmaschinenseiten in deutscher Sprache; Briefkopf: „Der 
Erzbischof von München und Freising", adressiert „Seiner Eminenz dem Hochwür­
digsten Herrn Stefan Cardinal Wyszynski, Erzbischof von Gnesen und Warschau, Pri­
mas von Polen, ul. Miodowa 17-19, Warszawa/Polska"; Kopie des im Archiv des Pol­
nischen Episkopats befindlichen Originals im Besitz des Hrsg.) 

München, den 14. Dezember 1970 
Hochwürdigster Herr Kardinal! Lieber Mitbruder! 
Mit aufrichtigem Dank habe ich Ihr Schreiben vom 5. November 1970 erhalten. Oft und 
dankbar sowie auch mit tiefer Genugtuung hatte ich inzwischen an unsere Unterredung 
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vom 14. 10. 1970 zurückgedacht und den Eindruck mitgenommen, es sei ein offenes, von 
verschiedenen Ausgangspositionen kommendes, aber in der Tiefe von einer einmütigen 
Haltung beseeltes Gespräch gewesen. Insofern hat mich Ihr Brief überrascht, um nicht zu 
sagen, erschrecken lassen; denn nach unserem Gespräch hatte ich ihn in dieser Art nicht 
erwartet. Doch bin ich von ganzem Herzen dafür dankbar, daß Sie alles aussprachen, was 
Sie bedrückt. Denn - darin gebe ich Ihnen recht - nur die Wahrheit kann uns freimachen. 
Sie erlauben mir, in unverbrüchlicher brüderlicher Verbundenheit mit Ihnen, Ihren Amts­
brüdern und Ihrem ganzen Volk, aber auch in der Gesinnung redlicher Aufrichtigkeit zu 
antworten. Dabei möchte ich der größeren Klarheit halber, die Punkte Ihres Briefes ent­
lang gehen. 

1. Sie sprechen hier von der gegenwärtigen historischen Stunde, in der „zum ersten Mal 
seit den furchtbaren Vorgängen vor 25 Jahren und der Entfremdung unserer Völker die 
Möglichkeit einer Regelung der Lebensfragen des polnischen Volkes und Staates gege­
ben sei. Dabei fragen Sie: „Darf da die bischöfliche Führung der Bundesrepublik beisei­
te stehen?" Wir Bischöfe dürfen im Augenblick so wenig beiseite stehen wie in den ver­
gangenen Jahren, aber wir sollten uns nicht in konkrete politische Auseinandersetzun­
gen hineinziehen lassen. Ich habe Ihnen seit der ersten Begegnung, die ich mit Ihnen ha­
ben durfte, erklärt, daß die verantwortlichen Politiker aller tragenden Parteien darin ei­
nig sind, daß mit Polen eine echte, dauerhafte Versöhnung gesucht werden muß und 
daß an eine gewaltsame Zurückholung der an Polen gegangenen deutschen Ostgebiete 
auf keinen Fall gedacht werden kann. Ich sagte Ihnen das letzte Mal, daß die Zeit für 
Sie arbeite und daß sich dessen jeder deutsche Politiker bewußt sei. Ich habe, bevor ich 
Ihren Brief erhielt, auf der Jahresversammlung der deutschen Pax-Christi-Bewegung 
am 14. 11. 1970 folgendes formuliert: 

„Ich möchte einige Friedensaufgaben nennen, die mir innerhalb der katholischen 
Kirche der Bundesrepublik besonders dringlich zu sein scheinen: 
An die erste Stelle gehört zweifellos, und zwar auf viele Jahre hinaus, die Verständi­
gung und Versöhnung mit Polen. Wie immer man zu dem Vertrag stehen mag, über 
den gegenwärtig verhandelt wird, — diese Aufgabe ist und bleibt gestellt. Ich freue 
mich in diesem Zusammenhang, daß aus dem Kreise der polnischen katholischen 
ZNAK-Gruppe eine Einladung an das Präsidium von Pax Christi zu einem Besuch 
in Polen ergangen ist, und möchte an dieser Stelle herzlich dafür danken. Wir hof­
fen, daß sich aus einem solchen Besuch von Mitgliedern des Präsidiums ein regel­
mäßiger Meinungsaustausch über alle anstehenden Fragen entwickelt. Ich selbst 
hoffe, daß es bald möglich sein wird, Kardinal Wyszynski und andere polnische 
Mitbrüder im Bischofsamt zu besuchen." 

Die Lösung, die im gegenwärtigen Vertrag vorgelegt wird, ist eine Lösung. Ob sie für 
die Zukunft, auch im Interesse des polnischen Volkes, die beste ist, darüber kann man 
verschiedener Meinung sein. Ich hielte es nicht für richtig, in diese konkrete politische 

' Auseinandersetzung den Episkopat hineinzuziehen. Daß unter den Katholiken die ei­
nen so, die anderen anders denken, habe ich nie bedauert, sondern zur Klärung des 
ganzen Problems für nützlich gehalten. 

Sie schreiben, daß in dem Briefwechsel zwischen dem polnischen und deutschen Epi­
skopat Ihre „herzlich ausgestreckte Hand nicht ohne Vorbehalt angenommen" worden 
sei, sondern daß vielmehr Ihr „durch Christenliebe diktiertes Entgegenkommen auf Po­
litik gestoßen" sei. Ich bedauere aufrichtig, daß Sie in den Gesprächen, die wir inzwi­
schen haben durften, diesen Ihren Eindruck niemals in dieser klaren Weise ausgespro-
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chen haben. Man hätte im persönlichen Gespräch manches leichter erläutern können. 
Ich habe nun daraufhin unseren damaligen Brief noch einmal durchgesehen. Sie haben 
sicherlich darin recht, daß der Brief verhaltener, reservierter wirkt als Ihr Brief. Aber 
hängt das nicht auch mit den besonderen Schwierigkeiten zusammen, die von deutscher 
Seite aus zu bewältigen waren? Mir scheint, es sei doch eine historische Leistung, an der 
der deutsche Episkopat einen wesentlichen Anteil trägt, daß es bei Millionen von Hei­
matvertriebenen gelungen ist, eine nationalistische und revanchistische Bewegung zu 
verhindern. Im Rückblick scheint mir, wir hätten damals einiges wärmer formulieren 
können, aber wesentlich anders hätten wir, speziell bezüglich der Grenzfrage, kaum 
schreiben können. Dabei kann ich gut verstehen, daß der Eindruck entstehen konnte, 
von dem Sie in Ihrem Brief schreiben. Jedenfalls - glauben Sie das bitte - wollte unsere 
Antwort nicht aus zaghafter Haltung „Politik" sein, sondern sie zielte auf eine langfri­
stige, dauerhafte Lösung. 

2. Sie meinen in Fortführung der in 1) geäußerten Meinung, die deutschen Protestanten 
seien den katholischen Polen in einer viel mehr evangelischen Gesinnung entgegenge­
kommen. Ich erkenne die hochherzigen Absichten unserer evangelischen deutschen 
Mitchristen voll an, bewundere sie sogar, aber es bleibt eine offene Frage, ob dieses Vor­
gehen für das Ausreifen der Frage im Bereich der evangelischen Kirche nicht auch pro­
blematisch war. Jedenfalls sind damals dort Gegensätze aufgebrochen, die bei uns ver­
mieden wurden. Überdies ist zu bedenken, daß wir Katholiken nach den schauerlichen 
Ereignissen der nationalsozialistischen Periode von Anfang an in der Behauptung einer 
„Kollektivschuld" behutsamer waren und sie sorgfältiger von der gemeinsamen Verant­
wortung für das Unrecht, das im Namen des deutschen Volkes geschehen war, unter­
schieden. So darf ich Sie bitten, zu glauben, daß die deutschen Bischöfe und die deut­
schen Katholiken aus ehrlicher Überzeugung in ihrem Versöhnungswillen und einer 
Gesinnung aus dem Geist des Evangeliums nicht hinter ihren evangelischen Mitbürgern 
zurückstehen wollen. 

3. Hier erinnern Sie an das Schreckliche, was an Polen durch Deutsche geschehen ist. Mit 
tiefer Scham lassen wir uns daran gemahnen. Wir dürfen aber auch nicht das schwere 
Schicksal verschweigen, das jenseits aller Prüfung einer persönlichen Schuld die große 
Zahl der deutschen Heimatvertriebenen zu erleiden hatte. Wenn es auch in der Folge 
der Ursachen und Wirkungen einen nicht zu übersehenden Unterschied zu den polni­
schen Heimatvertriebenen, den Opfern des territorialen Verlustes im Osten Polens gibt, 
so bleibt doch die Tatsache, daß in der Bundesrepublik Deutschland viele Menschen le­
ben, die als Augenzeugen und Opfer dieser Vertreibung für ihre Person vor der gleichen 
schwierigen Aufgabe des Verzeihens und Vergessens stehen: Wir haben uns bemüht und 
werden uns weiter bemühen, den deutschen Heimatvertriebenen die christliche Aufgabe 
durch unseren seelsorglichen Dienst zu erleichtern. Aber man sollte nicht übersehen, 
daß im Augenblick von den Deutschen das Schwere verlangt wird, da es gerade darum 
geht, für die polnischen Westgebiete, die ehemalige Heimat so vieler Deutscher, eine 
dauerhafte, friedliche Lösung zu finden, was - das sei noch einmal betont - ein Anliegen 
aller Verantwortung tragenden deutschen Politiker ist. 

4. Hier weisen Sie darauf hin, daß die Grenzfrage im Westen Polens für Sie eine Lebens­
frage geworden sei und daß gerade die katholische Kirche in der Bundesrepublik das 
nicht vergessen dürfe. Ich bitte Sie zu glauben, daß wir uns dessen all die Jahre her in 
vollem Umfang bewußt waren. Jedenfalls ist eine friedfertige Haltung in unserem Volk 
wichtiger als ein konkreter Vertrag. Die Sorge der Polen um ihre Westgrenze ist berech-
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tigt oder unberechtigt - mit oder ohne Vertragswerk, je nachdem wie die Einstellung im 
deutschen Volk ist. Um ein kontinuierliches Reifen dieser Friedenseinstellung unseres 
Volkes und hier konkret der deutschen Katholiken ging es uns in all den vergangenen 
Jahren. 

5. Wenn Sie hier darauf hinweisen, daß die Vertriebenen vom Osten in Polen darum wis­
sen, daß ihr Schicksal durch Hitlers Raubüberfall bestimmt worden sei, dann will ich 
diese Untat Hitlers in keiner Weise abmindern. Aber es muß doch ergänzend hinzuge­
fügt werden, daß Hitlers Überfall nicht möglich gewesen wäre, wenn nicht zuvor Ruß­
land mit dem Nazi-Deutschland den Nichtangriffspakt geschlossen hätte. Ihre Sorge 
um eine Einigung Rußlands und Deutschlands auf Kosten Polens kann ich gut verste­
hen. Eine dauerhafte gute Politik wird zweifellos dahin zielen müssen, Polen Zeichen 
guten Willens dafür zu bieten, daß es von Westen her nicht bedroht ist. Wir können nur 
hoffen, daß der jetzt unterzeichnete Vertrag ein solch dauerhafter Beitrag ist. 

6. Daß das Provisorium in der Regelung der kirchlichen Organisation in den Westgebieten 
Polens durch die öffentliche Meinung und vor allem durch die kommunistische Presse 
der hemmenden Tätigkeit des deutschen Episkopates zugeschrieben wird, kann ich gut 
verstehen. Ich durfte Ihnen wiederholt erklären, daß die deutschen Bischöfe aufrichtig 
stets daran interessiert waren, daß in diesen Gebieten seelsorgliche Regelungen geschaf­
fen werden, die den seelsorglichen Aufgaben der Kirche entsprechen. Ich habe Ihnen 
aber auch immer wieder gesagt, daß es nicht nur im Falle Polens, sondern auch sonst be­
währter Brauch der Kirche war, mit endgültigen kirchlichen Lösungen zu warten, bis 
die politische Lösung vollzogen ist. Wir haben in den vergangenen Jahren nicht ohne 
Widerstand der katholischen Heimatvertriebenen stets dazu mitgewirkt, daß mögliche 
kleine Schritte zur endgültigen Lösung getan wurden. Sie schreiben, gerade am Tag, an 
dem Sie diesen Brief formuliert hätten, sei Ihnen gesagt worden, daß der Hl. Stuhl 
durch den Widerstand des deutschen Episkopats so gelähmt sei, daß er die dringendsten 
Probleme der westlichen Diözesen nicht lösen könne. Ich kann eine solche Bemerkung, 
wer sie auch immer gemacht haben mag, nur bedauern. Es ist belegbar, daß man sich in 
den vergangenen Jahren von Seiten der politischen Führung der Bundesrepublik ein­
schließlich der gegenwärtigen Regierung aus gut begreiflichen Gründen gegen endgül­
tige kirchliche Lösungen sträubte, bevor die grundliegenden politischen Lösungen ge­
troffen seien. Glauben Sie mir bitte, die deutschen Bischöfe wünschen, daß mit einer 
endgültigen Regelung der kirchlichen Verhältnisse keinen Augenblick länger gezögert 
wird, als dies von politischen Voraussetzungen her notwendig ist. Wir werden in jener 
Stunde wie bisher alles tun, um unseren heimatvertriebenen Glaubensbrüdern zu helfen, 
solche Entscheidungen anzunehmen. 

Lieber, hochwürdigster Mitbruder, Sie ließen mich mit Ihrem Brief in die Sorgen und Auf­
fassungen Einblick nehmen, die Sie in Ihrem Vaterland haben. Nehmen Sie meine Zeilen 
als Ausdruck des Bemühens, einige Ergänzungen dazu aus unserer Sicht zu geben. Vor al­
lem danke ich Ihnen, daß Sie trotz der verschiedenen Auffassungen, ja Enttäuschungen, 
von denen Sie in Ihrem Brief sprechen, die ausgestreckte Hand nicht zurückgezogen ha­
ben. Die Aufgabe des Friedens und der Versöhnung, die uns als Christen und hier zumal 
als verantwortlichen Hirten der Kirche gestellt ist, wird in naher Zukunft noch größer und 
drängender sein. Aus ehrlicher Überzeugung darf ich für die deutschen Katholiken die 
Absicht bekunden, den politischen Verträgen zwischen dem polnischen und dem deut­
schen Staat eine tragende Grundlage im nachbarlichen Verhältnis der beiden Völker zu 



Ein Briefwechsel der Kardinäle Wyszynski und Döpfner 1970/71 551 

geben. Und so hoffe ich, daß die Einladung, die Sie so gütig für nächstes Jahr aussprachen, 
zustande kommt und daß es auch Ihnen und anderen polnischen Bischöfen möglich sein 
wird, bald einmal uns in Deutschland zu besuchen. 
So bleibt es mein Wunsch und meine Bitte an Gott, daß es trotz aller Schwierigkeiten ge­
lingen möge, etwas von der Friedensverheißung lebendig werden zu lassen, die uns als 
Gabe und Auftrag der frohen Botschaft des Festes der Geburt unseres Herrn begegnet. 
Mit verehrungsvollem brüderlichen Gruß und herzlichen Weihnachtswünschen 

Ihr im Herrn ergebener 
(gez.) + Julius Card. Döpfner 

Handschriftliche Notiz auf der im Archiv der Deutschen Bischofskonferenz befindlichen 
Durchschlagkopie am Ende des Briefes vom 14. Dezember 1970: 

27.10.71 noch einmal mit Kard. W. über diesen Briefwechsel gesprochen. So ganz 
wohl scheint ihm nicht gewesen zu sein. Er sah darin offensichtlich eine Pflichtübung, 
über die er möglicherweise berichtete, da er von der damaligen Romreise kein greifba­
res Ergebnis nach Hause brachte. Er versicherte mich erneut seines nie erschütterten 
Vertrauens. Freilich bleiben manche Aussagen, die hier herausbrachen, trotz allem be­
merkenswert. 
30.10.71 Döpfner 

Dokument 3 

Kardinal Döpfner an Kardinal Wyszynski 

(Originaltext in deutscher Sprache, vier Schreibmaschinenseiten, Briefkopf und Adres­
se wie Nr. 2; Kopie des im Archiv des Polnischen Episkopats befindlichen Originals im 
Besitz des Hrsg.) 

München, den 15. Mai 1971 
Hochwürdigste Eminenz! 
Gerne benutze ich die Gelegenheit des Besuches unserer Pax-Christi-Delegation in Polen, 
der auf die freundliche Einladung der katholischen Wochenzeitung „Tygodnik Powszech-
ny" erfolgt, um Ihnen, sehr verehrter Herr Kardinal, und den übrigen polnischen Mitbrü­
dern im bischöflichen Amt ein Wort herzlichen Grußes und brüderlicher Verbundenheit 
zu sagen. 
Der „Dienst der Versöhnung" (2. Kor. 5,18), der uns in Christus gegeben ist und an dem 
wir mitwirken dürfen, verpflichtet uns auch, als Glieder der universalen Kirche in allen un­
seren Teilkirchen für Verständigung und Versöhnung zwischen den Völkern zu arbeiten. 
Dieser Dienst legt den Hirten der Kirche in unserer Zeit eine besondere Verantwortung 
auf. 
Erlauben Sie mir bitte aus dem gegebenen Anlaß hier zu wiederholen, was ich auf der letz­
ten Jahresversammlung von Pax Christi in der Bundesrepublik als bischöflicher Präsident 
dieser katholischen Friedensbewegung über die Grundlagen kirchlicher Friedensarbeit ge­
sagt habe: „Die Kirche kann ihren Auftrag, den Frieden mit Gott (Röm. 5,1) zu bezeugen 
und selbst Zeichen des Gottesfriedens zu sein, nicht besser erfüllen, als wenn sie dieses ihr 
Friedenspotential glaubwürdig bekanntmacht und zugleich in die Strukturen der mensch-
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lichen Gesellschaft einbringt. Je mehr wir erkennen, daß der Friede unter den Menschen 
und Völkern das höchste irdische Gut ist, weil ohne ihn keine gerechte Entwicklung mög­
lich ist, desto genauer wissen wir, daß Geschenk des Friedens und Friedensauftrag nicht 
voneinander zu trennen sind. Andererseits ist Friede inmitten einer Welt voller Gewalt und 
Haß nur deshalb immer wieder möglich, weil Frieden auch das Ziel aller Geschichte ist. 
Weil wir von dieser letzten Notwendigkeit des Friedens überzeugt sein dürfen, wird er uns 
auch von daher zur schweren Pflicht: Wir müssen seine Möglichkeiten aufdecken, wir 
müssen ihn immer neu möglich machen helfen. Dabei wissen wir aus dem Glauben, daß all 
unsere Arbeit allein den vollkommenen Frieden nicht schaffen kann. Das bewahrt uns vor 
Resignation und Illusionen und kann uns lehren, die erreichbaren Möglichkeiten des Frie­
dens realistisch einzuschätzen." 

Der Friede muß getan werden. Der Schmerz, die Trauer und die Scham über alle Untaten 
und alle Leiden der Vergangenheit, die heute noch zwischen dem polnischen und dem 
deutschen Volk stehen, können nur durch aktive, innere Versöhnung der Völker überwun­
den werden. Dankbar haben wir deshalb die vielen Gesten und Zeichen der Vergebung 
und Versöhnung erfahren, die uns, angefangen von dem unvergeßlichen Brief der polni­
schen Bischöfe, in den letzten Jahren von polnischer Seite erreichten. Sie ermutigen uns, 
auf dem beschrittenen Weg der Versöhnung fortzufahren, den viele einzelne und christli­
che Gruppen, von den kirchlichen Vertriebenenverbänden bis zum Bensberger Kreis, jeder 
auf seine Weise zu ebnen sich bemüht haben. Seien Sie überzeugt, die deutschen Katholi­
ken bekennen sich entschieden zur Verständigung und Versöhnung mit Polen. Insgesamt 
ist in allen Schichten und Gruppen unseres Volkes die Bereitschaft zu dieser Verständi­
gung und Versöhnung und infolgedessen auch zu einer Normalisierung der Beziehungen 
zwischen der Volksrepublik Polen und der Bundesrepublik Deutschland gewachsen. 
Der Vertrag, der dieser Normalisierung dienen soll und der am 7-12-1970 in Warschau 
unterzeichnet wurde, ist innerhalb der Bundesrepublik umstritten, auch unter den Katho­
liken. Es steht mir weder zu, hier Partei zu ergreifen, noch würde eine Parteinahme jenem 
Ziel der Verständigung und inneren Aussöhnung nützen. Aber ich möchte Ihnen gegen­
über, Herr Kardinal, noch einmal betonen, was ich als Vorsitzender der Deutschen Bi­
schofskonferenz am 21.12. zum Vertrag erklärt habe: „Bei aller Unterschiedlichkeit in der 
Bewertung des Vertrages wird in der gegenwärtigen Diskussion eines sichtbar - und das 
stellen wir mit Genugtuung fest: Die Bevölkerung in der Bundesrepublik wünscht in ihrer 
Gesamtheit die Aussöhnung mit dem polnischen Volk und ist bereit, dafür Opfer zu brin­
gen. Sie ist einmütig und eindeutig gegen jede Gewalt und gegen jede Androhung von Ge­
walt. Sie wünscht entschieden, daß alle, die in jenen Gebieten östlich der Oder und Neiße 
wohnen, dort in Frieden und Sicherheit leben können, und daß niemand jetzt und in Zu­
kunft ihnen einen Zwang auferlegt." 

Gestatten Sie mir, diese Gedanken noch in einen weiteren Zusammenhang zu stellen. Die 
Einheit des Deutschen Reiches ist als Auswirkung der Hybris und des Eroberungswillens 
der nationalsozialistischen Machthaber und ihrer Gefolgsleute zerbrochen. Lassen Sie 
mich als Angehöriger dieses Volkes Ihnen sagen, was heute angesichts dieser Erfahrungen 
der Geschichte der übereinstimmende Wunsch und Wille der Bevölkerung der Bundesre­
publik ist, und hier besonders auch der Christen und der Kirchen: Polen möge nach so vie­
len Jahrhunderten der Teilung und der politischen Schwäche, nach dem grauenvollen 
Aderlaß des Zweiten Weltkriegs seinen Weg zu neuer Blüte fortsetzen und immer mehr 
seinen angestammten Platz in der Völkergemeinschaft einnehmen, in enger friedlicher Zu­
sammenarbeit mit seinen Nachbarn und mit allen anderen europäischen Staaten. Wir hof-
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fen sehnlichst, daß solche Zusammenarbeit auch die Gräben zuschütten wird, die Polen 
und Deutsche heute noch trennen. 
Noch ist es nicht so weit. Das freie Ja zum Anrecht des polnischen Volkes, in gesicherten 
Grenzen zu leben, ist in dieser Hinsicht ein wesentlicher Anfang. Ebenso ist, was die Kir­
che in Polen betrifft, zu hoffen und zu wünschen, daß Schritt für Schritt jene Ordnung der 
kirchlichen Verhältnisse erreicht werde, die Ihnen und Ihren bischöflichen Mitbrüdern aus 
pastoraler Verantwortung so sehr am Herzen liegt. Aber zugleich ist — unabhängig von 
dem mit dem Vertrag zusammenhängenden Problemen - Geduld nötig, um nicht durch 
Voreiligkeit das Erreichte wieder aufs Spiel zu setzen. Hier wie dort braucht es längere 
Zeit, bis die Völker in Geist und Herz sich ganz zu eigen machen, was der gute Wille er­
strebt. 

Was können wir, um diesem Ziel näherzukommen, mit Festigkeit und Beharrlichkeit, aber 
auch mit Behutsamkeit im Dienst der Versöhnung unserer Völker tun? Darüber wird in 
Zukunft und zu gegebener Zeit auf vielen Ebenen zu sprechen sein. Ich darf Sie hier auf 
die Erklärung des Zentralkomitees der deutschen Katholiken vom 19.3.71 hinweisen. Vor 
allem verdienen die Bemühungen, die Entschädigung von Polen, die unter der nationalso­
zialistischen Gewaltherrschaft geschädigt wurden, zu regeln oder zu verbessern, unsere 
Unterstützung; auch Pax Christi wird sich, wie seit vielen Jahren, dafür weiter einsetzen. 
Entscheidend wichtig ist, daß die Kenntnis voneinander verbessert wird und Vorurteile ab­
gebaut werden; die katholische Kirche der Bundesrepublik wird sich diese Sorge beson­
ders angelegen sein lassen. Dazu gehört auch, daß Jugendliche aus Polen und aus der 
Bundesrepublik sich im Dienst am Frieden und an der Versöhnung in gemeinsamer Arbeit 
zusammenfinden. Ebenso ist zwischen den Kirchen Polens und der Bundesrepublik, wie 
insgesamt auf internationaler Ebene, vermehrter wissenschaftlicher Austausch geboten, in 
der Theologie, aber auch auf Gebieten wie etwa der Friedensforschung, zu der die evan­
gelische und katholische Kirche der Bundesrepublik mittlerweile ihre eigenständigen Bei­
träge leisten. Ebenso hoffen wir voll Zuversicht, daß den Deutschen innerhalb des polni­
schen Staatsraumes alle Rechte zuteil werden, die ihnen in kultureller und religiöser Hin­
sicht zustehen. 

Es gibt Anzeichen dafür, daß die Leiden der Vergangenheit, je mehr sie durch direkte Be­
gegnung der Menschen einem größeren Kreis erneut bewußt werden, viele Deutsche und 
Polen enger aneinander binden, als dies sonst im freundschaftlichen Verhältnis zwischen 
den Völkern üblich ist. Das ist eine große Hoffnung, ohne daß daraus ein falscher An­
spruch auf ein Sonderverhältnis abgeleitet werden dürfte: Damit wäre der europäischen 
und internationalen Zusammenarbeit kein Dienst getan. Aber empfangen Sie mein Wort, 
Herr Kardinal, daß ich im Verein mit meinen bischöflichen Mitbrüdern und den Katholi­
ken der Bundesrepublik alles tun werde, um weiter für die Versöhnung mit dem polni­
schen Volk zu wirken, die mir unter allen Anforderungen kirchlichen Friedenswirkens be­
sonders am Herzen liegt. 

Mit brüderlichen Grüßen in Christus, dem Geber und Garanten des Friedens, und meinen 
besten Wünschen für Sie, Eminenz, für Ihre bischöflichen Mitbrüder und für das ganze 
katholische Volk Polens bin ich 

Ihr im Herrn ergebener 
gez. + Julius Card. Döpfner 
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